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Die Regierung hat es
eingeräumt: Sie hat bisher

zu wenigin Sachen
Wohnungsbau getan. Doch

ob die angekündigten
Gegenmaßnahmen eine

Wende auf dem
Wohnungsmarkt bewirken

können, istfraglich.

"Et muss eloandirekt ee Ruck
duerch de Wunnéngsmaart go-
en", mit diesen Worten erklärte
Staatsminister Jean−Claude
Juncker in seiner diesjährigen
Rede zur Lage der Nation den
Wohnungsbau zur Chefsache in
der Regierungspolitik. Kein Wun-
der, die Situation auf dem Woh-
nungsmarkt ist desolat: Es feh-
len hierzulandeschonjetzt rund
20.000 Wohnungen, die Bauland-
preise sind in den vergangenen
fünf Jahren in Schwindel erre-
gende Höhen geklettert − umdie
40.000 Euro kostet zur Zeit ein
Arinder Stadt Luxemburg. Trotz
einer forcierten staatlichen Be-
zuschussung in Milliardenhöhe,
könnensichi mmer weniger Bau-
willige tatsächlich den Traum
vondeneigenenvier Wändener-
füllen.
Mit dieser Negativbilanz soll

künftig Schluss sein: Bis zum
Jahr 2005 will die Regierung
statt der ursprünglichavisierten
4.125 Wohnungen deren 9.000
bauen. Und damit entsprechend
Bauflächen zur Verfügung ste-
hen, kündigte Juncker kurzer-
hand drastische Steuer− und Ge-
bührensenkungen vor allemfür
Immobilienbesitzer an: Verkäu-
ferInnen von Bauland sollen um
die Hälfte weniger Steuern auf
dem erzielten Gewinn zahlen
müssen. Doch wie hilfreich sol-
che Steueranreize sind, umdas
fehlende Angebot anzukurbeln,
ob sie Spekulanten tatsächlich
von ihren lukrativen Geschäf-
ten abhalten können, darüber
herrscht offenbar große Un-
sicherheit.
Etienne Schneider geht zwar

grundsätzlich von einer positi-
ven Wirkung der Fiskal maßnah-
menaus. Aber der Präsident der
Bürgerinitiative Wunnen fordert
zugleich eine gesetzlich festge-
legte "Baulandzurückhaltungs-
steuer". "Diese würdezumindest
das Zeichensetzen, dass die Re-
gierung es ernst meint." Juncker
hatte diese"radikal Bestrofungs-
aktioun" angekündigt für den
Fall, dass die Maßnahmen nicht
greifen sollten. In seiner Rede
äußerte er sich aber nicht dar-
über, ob diese Sanktion in ein
Gesetz gefasst werdensoll.
Aber nicht nur wegen der in

diesem Punkt unklaren Haltung
der Regierung ist fraglich, ob
viele ImmobilienbesitzerInnen

von den verbesserten Verkaufs-
bedingungen in den nächsten
drei Jahren Gebrauch machen
werden. Schließlich verheißt
das schon heute bestehende,
große Missverhältnis zwischen
Nachfrage und Angebot beste
Gewinnaussichten auch für die
Zukunft. "Der Wert des Grund-
stücks wird in den kommenden
Jahren aufgrund der Bevölke-
rungszahlen eher noch zuneh-
men", so die Einschätzung einer
luxemburgischen Architektin.
Umeine solche Entwicklung zu
verhindern, seien wahrschein-
lich drakonischere Maßnahmen
gefragt, so die Architektin, die
nicht genannt werden will. Bei-
spielefür härteres Durchgreifen
gegenüber Baulandspekulation
und Abzockerpreisen gibt es i m
europäischen Ausland genü-
gend. In der Schweiz beispiels-
weiseist dievonder LSAPgefor-
derte progressiv steigende
Strafsteuer längst Realität. Und
in Deutschland haben viele
Kommunen und kommunale
Bauträger ein Vorkaufrecht ge-
genüber Privatbauherren, um
imharten Wettbewerb auf dem
Baui mmobilienmarkt überhaupt
noch mithalten zu können. In
Luxemburg gibt es dieses Vor-
kaufsrecht nicht, ein Fakt, den
neben Daniel Miltgen vom
Fonds du Logement auch die
Verantwortlichen der Kommu-
nenbedauerlichfinden.

Wohlstandsegoismus?
Zusätzlich zum grundsätz-

lichen Mangel an Bauflächen
wird aber auch die für viele
LuxemburgerInnennach wievor
bevorzugte Bauweise für das
Land zunehmend zumProblem:
Zwar wurden in den vergange-
nen Jahren, vor allem von den
öffentlichen Bauträgern wie
dem Fonds du Logement und
der SHNBM (Société Nationale
des Habitations à Bon Marché),
verstärkt Häuser mit Apparte-
ments gebaut, und wird "den-
sité" auch auf landesplaneri-
scher Ebene inzwischen groß
geschrieben, wirklich durchge-
setzt hat sich diese kompaktere
Bauweiseaber nochnicht. Rund
70 Prozent der LuxemburgerIn-
nenlebenin einemEinfamilien-
haus. Eine Bauweise, die sich
Luxemburg angesichts von Bo-
denversiegelung, Zersiedelung,
Landverbrauch und Bevölke-
rungswachstuminZukunft nicht
mehr wird lang leisten können.
Der grüne Abgeordnete Robert
Garciarechnete anlässlicheiner
Interpellation zumThema Woh-
nungspolitik am 4. Juli 2001 in
der ChamberfolgendesSzenario
durch: Für 250.000 neueEinwoh-
nerInnen, die jeweils ein Eigen-
hei m von durchschnittlich fünf
Ar bauen würden, würde der zu-
sätzliche Landverbrauch
500.000 Ar, also 50 Quadratkilo-
meter betragen plus die durch
Arbeitplätze neu entstehenden
Gewerbeflächen und neuen
Transportwege.
"Es ist ein grundsätzliches,

kulturelles Problem", erklärt
denn auch ein anderer luxem-
burgischer Architekt. Das eige-
ne Haus, mit großem Grund-
stück herumund einer Garage−
das sei nach wie vor der Traum
vieler LuxemburgerInnen. Ein
Denken, das sich auch bei Poli-

tikerInnen widerspiegelt. Nicht
nurauf der Ebeneder Gemeinde-
politik, das berichten Architek-
tInnen, sei es vorgekommen,
dass PlänezumBauvonLotisse-
mentsskeptischbeäugt oder gar
behindert würden, Wohnungs-
bauminister Fernand Boden
höchstpersönlich betonte noch
Anfang Februar diesen Jahres
bei m Bezirkskongress der CSV−
Zentrum die Bedeutung des Ei-
genhei ms.
Wietief die Ressenti ments ge-

genüber neuen Wohnformen wie
Mehrfamilienhäusern undinsbe-
sondere Wohnsiedlungen bei
manch einem Luxemburger lie-
gen, zeigen beispielsweise die −
zumindest anfänglich − empör-
ten Reaktionen von Gaspericher
AnwohnerInnengegendas dorti-
ge Bauprojekt des Fonds du Lo-
gement oder Bedenken, die
jüngst vonSanemer BürgerInnen
geäußert wurden. Diese befürch-
teteni mZusammenhang mit den
Wohnungsbauplänen in Belval−
West, dass dichtere und höhere
Wohnhäuser negative Folgenfür
die Sozialstruktur ihrer Gemein-
de habenkönnten.

Positive Beispiele
"Das Ausland bietet viele Bei-

spiele, wie die Lebensqualität in
Wohnvierteln nicht nur gehal-
ten, sondern sogar gesteigert
werden kann", erklärte Daniel
Miltgen von Fonds du Logement
ineinemInterviewimJanuar ge-
genüber der woxx. Wer einmal
amKölner Rheinufer spaziertist
oder sich einmal genauer i m
Saarland umgesehen hat, wird
entdecken können, dass dichte-
re Wohnformen nicht automa-
tisch mit farb− und einfallslosen,
anonymen Reihenhäusern oder
randständigen Problemvierteln
gleichgesetzt werden dürfen.
Vorteil dieser, nach modernsten
Kriterien gebauten Wohnviertel:
Sieverbindendiei mZugederIn-
dividualisierung und der Stadt-
flucht auseinanderdividierten
städtischenFunktionen Wohnen,
Arbeiten, Freizeit und Konsum
wieder miteinander. Und sie tra-
gen so zur Lösung eines weite-
ren, hierzulande ganz erhebli-
chen Problems bei − dem wach-
sendenVerkehrsaufkommen.
Immerhin: AuchinLuxemburg
mehren sich Gemeinden, die
Bauen auf ihren Grundstücken
mit sozial− und umweltverträgli-
chen Aspekten verbinden, und
dabei nicht nur den Schutz von
Partikularinteresseni mSinn ha-
ben. Sosoll beispielsweiseinDü-
delingen undin Bettemburg das
Bauen an eben solche Auflagen
geknüpft sein.
Das komplexe Problem des

500.000- oder auch 700.000-Ein-
wohnerstaates ist damit zwar
noch nicht gelöst. Dafür sind
weitere Anstrengungen auf dem
Gebiet der Landesplanung, der
interministeriellen Kooperation,
der entwicklungsplanerischen
Kommunikation zwischen Staat
und Gemeindenvonnöten(siehe
woxxNr. 624), der Gesetzgebung
(Programme directeur und Re-
form des Gesetzes zur Baupla-
nung der Gemeinden von 1937).
Aber auch ohne die 700.000-Ein-
wohnerfragedürfteklar sein: Die
Situation auf dem Wohnungs-
markt ist schon heute verhee-
rend und bedarf allein deshalb
konsequenterer Maßnahmen als
Bonbons für die Immobilienbe-
sitzerInnen.

Ines Kurschat

Ni mbysaller Gemeinden, vereinigt euch!
Gegen weitere Straßen, Fehl planungen und Irreführun-
gen, für neue Wege i n der Verkehrspolitik, unter diesem
Motto fand am Dienstag ei ne gemeinsame Pressekonfe-
renz der Bürgeri nitiativen aus den Gemeinden Küntzi g
(Clemency), Kehlen, Monnerich und Sanem sowie des
Mouvement Ecologi que statt. Der Bautenministeri n wur-
den mangel nde Transparenz und bewusste Täuschung
vorgeworfen. I mmer wieder habe sie zumBeispiel abge-
stritten, dass es konkrete Pläne für die "Joncti on de
Sélange" gebe. Der Presse wurde ei n offizielles Doku-
ment vorgelegt, i n demeine Vorstudie für die "Joncti on"
angeführt wird.
Wichti g war den Bürgeri nitiativen, den Zusammenhang
aller Projekte zu betonen. So werde ei ne Anei nanderrei-
hung von Umgehungsstraßen zu ei ner West−Tangente
zusammenwachsen, die von Mersch bis nach Peti ngen
reiche. Neue Verbi ndungen erzeugten aber auch neuen
Verkehr − ei n Fass ohne Boden. Die Regierung behaup-
te, neue Umgehungsstraßen würden den Verkehr aus
Ortschaften wie Kehlen oder Bascharage heraus halten,
doch mittelfristi g sei das Gegenteil der Fall. Als Alterna-
tive forderten die Bürgeri nitiativen, zuerst ei n Verkehrs-
konzept mit Schwerpunkt auf dem Öffentlichen Trans-
port zu erstellen. Danach erst könne man sehen, welche
Straßenprojekte wirklich notwendig seien.

Ausstieg oder Untergang
20 Milliarden LUF bri ngt der "Pavill on mariti me" jährlich
an Umsatz, der Staat dagegen kassiert nur wenige Hun-
dert Milli onen, und sei ne Ausgaben (zum Beispiel i m
Bereich Sozialversicherung) si nd nur schwer abschätz-
bar. Dies ergi bt ei n Audit, das Transportminister Grethen
i n Auftrag gegeben hatte. Die Grünen nahmen diese Tat-
sache zumAnlass, anlässlich ei ner Orientierungsdebatte
i m Parlament ei n langsames Ausstiegsszenari o aus ei-
nem Nischengeschäft zu fordern, das, so der Abgeorde-
nete François Bausch, nicht nur dem I mage Luxem-
burgs schadet, sondern wie i m Straßentransportssek-
tor auch sklavenähnliche Beschäfti gungsverhältnisse
schafft. Der Parteikollege des früheren Transportminis-
ters Jeannot Krecké (LSAP) konterte, ei n Nullrisiko gebe
esi n kei nem Wirtschaftsbereich und der Staat solle eher
dafür sorgen, Probleme i n diesem Sektor auszuschal-
ten. John Schummer (DP) sprach von ei ner "dubiosen
Erbschaft", die der vori ge Transportminister Robert
Goebbels hi nterlassen habe, schl ussfol gerte dann aber,
das Pavill on müsse nicht unbdi ngt abeschafft werden.
Transportminister Grethen (DP) war da konsequenter:
Falls es nicht zu ei nemakzeptablen Kollektivvertrag zwi-
schen Gewerkschaften und "Armateurs" komme, sieht
die Regierung diese Nische ernsthaft i n Frage gestellt.

CFL−Strategie unsozial und unausgegoren?
Der Verbandsrat der FNCTTFEL spricht sich i n ei ner
Pressemitteil ung gegen die für den 29. Mai geplante
Verabschiedung des neuen CFL−Strategiepapiers aus.
Begründung: Die Gewerkschaft sei nicht i n die Erstel-
l ung des Konzeptes ei ngebunden gewesen, i hre Überle-
gungen und I nteressen seien i nfol gedessen nicht enthal-
ten. Grundsätzlich begrüßte der Rat zwar die Absicht,
die CFL alsi ntegriertes Eisenbahnunternehmen zu erhal-
ten und den Gütertransport langfristi g abzusichern und
auszubauen. Die Eisenbahnergewerkschaft geht aber da-
von aus, dass die Umsetzung der vorgeschlagenen
Maßnahmen "die Qualität und die Sicherheit des Bahn-
transportes, den Abbau von Arbeitsplätzen sowie die
Verschlechterung der Sozial bedi ngungen der Eisenbah-
nerI nnen bewirken werden" − ohne diese Behauptung al-
lerdi ngs genauer zu belegen.
Das gemeinsam mit dem Consulti ngunternehmen An-
dersen erstellte Konzept der Arbeitnehmer befasst sich
mit der zukünfti gen Ausrichtung des l uxemburgischen
Eisenbahnunternehmens i m Hinblick auf europäische
und fi nanzielle Anforderungen. Offenbar liegt der
Schwerpunkt der Umstrukturierungspläne vor allem auf
dem Güterverkehr. Der wegen sei ner Kundenunfreund-
lichkeit oft kritisierte Personennahverkehr blei bt i m Pa-
pier jedoch ausgeklammert.
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Luxemburg, quovadis?


